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BFH – Anhängige Verfahren 
 

 
 

 
 
 

 

AEUV Art 45: 
Niederlande, Rentenkapital, Freizügigkeit, Rückkauf  

Europäischer Gerichtshof Az: C-360/22  
Klage der Kommission gegen die Niederlande, eingereicht am 3. Juni 2022, mit dem An-
trag, 
 
- festzustellen, dass das Königreich der Niederlande dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus den Art. 45, 56 und 63 AEUV sowie den Art. 28, 36 und 40 des EWR-Vertrags ver-
stoßen hat, dass es Art. 85 Abs. 1 Buchst. b und Art. 87 Abs. 2 Buchst. f Pensioenwet 
(Rentengesetz) in Verbindung mit Art. 19b Abs. 2 der Wet op de loonbelasting (Lohn-
steuergesetz) verabschiedet und beibehalten hat; 
 
- dem Königreich der Niederlande die Kosten aufzuerlegen. 
 
Klagegründe und wesentliche Argumente: 
 
Nach Auffassung der Kommission sind die niederländischen Rechtsvorschriften über die 
Übertragung von Rentenkapital, das unter dem sogenannten "zweiten Pfeiler" - der zu-
sätzlichen Altersversorgung über den Arbeitgeber - angespart wurde, unvereinbar mit der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer, dem freien Dienstleistungs- und dem freien Kapitalver-
kehr, weil bei grenzüberschreitenden Sachverhalten Rentenkapital nur dass steuerfreie ins 
Ausland übertragen werden könne, wenn die Möglichkeiten zum Rückkauf der Rente als 
Kapitalbetrag dieselben wie in den Niederlanden oder beschränkter als dort seien. In man-
chen Mitgliedstaaten könne eine Rente durch eine Einmalzahlung ganz oder teilweise zu-
rückgekauft werden, so dass von mobilen Arbeitnehmern, die ihr Rentenkapital in einen 
dieser Mitgliedstaat übertragen ließen, Steuer erhoben werde. Entsprechende Übertragun-
gen von Rentenkapital in den Niederlanden würden nicht besteuert. 

 
 
 

 

EGRL 112/2006 Art 9: 
Natürliche Person, Verwaltungsrat, Aktiengesellschaft, Luxemburg  

Europäischer Gerichtshof Az: C-288/22  
Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal d'arrondissement de Luxembourg (Luxem-
burg), eingereicht am 29.4.2022, zu folgenden Fragen: 
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1. Übt eine natürliche Person, die Mitglied des Verwaltungsrats einer Aktiengesellschaft 
nach luxemburgischem Recht ist, eine "wirtschaftliche" Tätigkeit im Sinne von Art. 9 der 
Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehr-
wertsteuersystem aus, und sind insbesondere die von dieser Person erhaltenen Vergütun-
gen als Entgelt für die für diese Gesellschaft erbrachten Dienstleistungen anzusehen? 
 
2. Übt eine natürliche Person, die Mitglied des Verwaltungsrats einer Aktiengesellschaft 
nach luxemburgischem Recht ist, ihre Tätigkeit "selbstständig" im Sinne der Art. 9 und 
10 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem aus? 

 
 
 

 

EGRL 133/2009 Art 8 Abs 2: 
Fusionen, Abspaltungen, Körperschaftsteuergesetz, Ungarn  

Europäischer Gerichtshof Az: C-318/22  
Vorabentscheidungsersuchen des Fovarosi Törvenyszek (Ungarn), eingereicht am 
12.5.2022, zu folgenden Fragen: 
 
1. Ist die Richtlinie 2009/133/EG des Rates vom 19. Oktober 2009 über das gemeinsame 
Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, Abspaltungen, die Einbringung von Unterneh-
mensteilen und den Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitglied-
staaten betreffen, sowie für die Verlegung des Sitzes einer Europäischen Gesellschaft o-
der einer Europäischen Genossenschaft von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mit-
gliedstaat (im Folgenden: Richtlinie) dahin auszulegen, dass die nationale(n) Rechtsvor-
schrift(en) oder die Auslegungs- und Anwendungspraxis dieser Rechtsvorschrift(en), wo-
nach die Richtlinie nicht für inländische, sondern nur für internationale, grenzüberschrei-
tende Umwandlungen gilt, mit dem zweiten Erwägungsgrund und Art. 1 Buchst. a der 
Richtlinie vereinbar ist (sind), und zwar unter solchen Umständen, dass die Bestimmun-
gen der Richtlinie in der Weise in das mitgliedstaatliche A tarsasagi adorol es az osztale-
kadorol szolo 1996. evi LXXXI. törveny (Gesetz LXXXI von 1996 über die Körper-
schaftsteuer und die Dividendensteuer, im Folgenden: Körperschaftsteuergesetz) aufge-
nommen wurden, dass das Gemeinschaftsrecht die Frage nicht unmittelbar regelt, sondern 
der mitgliedstaatliche Gesetzgeber in § 31 Abs. 1 Buchst. a des Körperschaftsteuergeset-
zes bestimmt, dass das Körperschaftsteuergesetz dazu dient, Rechtsakten der Europäi-
schen Union - u. a. der Richtlinie - nachzukommen? 
 
2. Ist Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie dahin auszulegen, dass die nationale(n) Rechtsvor-
schrift(en) oder die Auslegungs- und Anwendungspraxis dieser Rechtsvorschrift(en) mit 
diesem vereinbar ist (sind), wonach ein Gesellschafter der einbringenden Gesellschaft bei 
einer Abspaltung von in demselben Mitgliedstaat ansässigen Gesellschaften verpflichtet 
ist, auch den Nennwert seines Anteils an der einbringenden Gesellschaft des gezeichneten 
Kapitals an der einbringenden Gesellschaft herabzusetzen, um den Wert seines Anteils 
seines Geschäftsanteils an der einbringenden Gesellschaft in seiner Buchführung herabzu-



 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 3 - 
 
 

setzen, da die Steuerbehörde als Voraussetzung für den Erhalt der steuerlichen Behand-
lung gemäß Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie die Ausbuchung bestimmt, sogar in einem Fall, in 
dem die Abspaltung für den Gesellschafter der einbringenden Gesellschaft verlustbehaftet 
ist? 
 
3. Ist Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie dahin auszulegen, dass die nationale(n) Rechtsvor-
schrift(en) oder die Auslegungs- und Anwendungspraxis dieser Rechtsvorschrift(en) mit 
diesem vereinbar ist (sind), wonach die Behandlung der Körperschaftsteuer nach dieser 
Bestimmung nicht auf Abspaltungen angewendet werden kann, bei denen die von der Ab-
spaltung betroffene einbringende Gesellschaft eine Einpersonen-Handelsgesellschaft ist, 
so dass im Ergebnis der Abspaltung der Eigentumsanteil des Gründers der einbringenden 
Gesellschaft an der einbringenden Gesellschaft unverändert 100 % bleibt bzw. das ge-
zeichnete Kapital der einbringenden Handelsgesellschaft unverändert bleibt? 

 
 
 

 

EGRL 7/2008 Art 5 Abs 2 Buchst b: 
Portugal, Stempelsteuer, Provisionen, Wertpapiere  

Europäischer Gerichtshof Az: C-335/22  
Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Arbitral Tributario (Centro de Arbitragem Ad-
ministrativa - CAAD) (Portugal), eingereicht am 23.5.2022, zu folgenden Fragen: 
 
1. Kann Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2008/7/EG des Rates vom 12. Februar 
2008 dahin ausgelegt werden, dass er die Erhebung des imposto do selo (Stempelsteuer) 
auf Provisionen für von einer Bank bei der Platzierung handelsfähiger und von verschie-
denen Handelsgesellschaften ausgegebener Wertpapiere - Schuldverschreibungen und 
Commercial Papers - erbrachte Finanzvermittlungsdienstleistungen untersagt, nach denen 
der Kläger verpflichtet ist, alle Anstrengungen zu unternehmen, um durch die Identifizie-
rung von und die Kontaktaufnahme mit Anlegern die Wertpapiere zu vertreiben, Zeich-
nungs- oder Kaufaufträge entgegenzunehmen und in einigen Fällen die angebotenen 
Wertpapiere zu kaufen? 
 
2. Ist die erste Vorlagefrage anders zu beantworten, je nachdem, ob die Erbringung der 
Finanzdienstleistungen gesetzlich vorgeschrieben oder nur optional ist? 

 
 
 

 

EUV 1194/2013: 
Belgien, Normalwert, Dumping, Antidumpingzoll  

Europäischer Gerichtshof Az: C-268/22  
Vorabentscheidungsersuchen der Nederlandstalige rechtbank van eerste aanleg Brussel 
(Belgien), eingereicht am 13. April 2022, zu folgender Frage: 
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Verstößt die Durchführungsverordnung Nr. 1194/2013 in der durch die Durchführungs-
verordnung 2017/1578 geänderten Fassung gegen die Grundverordnung Nr. 1225/2009, 
u. a. weil 
 
- nicht nachgewiesen wurde, dass die Voraussetzungen vorlagen, um bei der Berechnung 
des Normalwerts der gleichartigen Ware von den mit der Herstellung und dem Verkauf 
dieser Ware verbundenen Kosten, wie sie sich aus den Aufzeichnungen der überprüften 
argentinischen ausführenden Hersteller ergaben, gemäß der in Art. 2 Abs. 5 der Grund-
verordnung aufgestellten Regel abzuweichen, 
 
- die Auswirkungen der Einfuhren zu Unrecht gemäß Art. 3 Abs. 4 der Grundverordnung 
kumulativ beurteilt wurden und folglich nicht ausreichend nachgewiesen wurde, dass ge-
dumpte Einfuhren vorlagen, die eine Schädigung im Sinne von Art. 3 Abs. 6 und 7 der 
Grundverordnung verursacht haben, 
 
- und somit kein Dumping vorlag und kein Antidumpingzoll gemäß Art. 1 der Grundver-
ordnung erhoben werden konnte? 

 
 
 

 

EUV 2016/1821: 
Ungarn, Röstverfahren, Sojabohnen, Tierfutter  

Europäischer Gerichtshof Az: C-366/22  
Vorabentscheidungsersuchen des Pecsi Törvenyszek (Ungarn), eingereicht am 7.7.2022, 
zu folgenden Fragen: 
 
1. Ist das Unionsrecht, insbesondere die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1821 der 
Kommission zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates 
über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif, 
dahin auszulegen, dass es der Praxis eines Mitgliedstaats entgegensteht, wonach die 
Durchführung eines Röstverfahrens - das erforderlich ist, um aus den Rückständen, die 
nach der Gewinnung von Öl aus Sojabohnen mit Hilfe des Lösungsmittels Hexan verblei-
ben, das (für die Ölgewinnung verwendete und für die Gesundheit von Tier und Mensch 
schädliche) Hexan zu entfernen - als endgültige Verarbeitung angesehen wird, die die 
Einreihung dieses Erzeugnisses in die Position 2309 der Nomenklatur rechtfertigt und 
seine Einreihung in die Position 2304 der Nomenklatur ausschließt? 
 
2. Ist das Unionsrecht, insbesondere die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1821 der 
Kommission zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates 
über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif, 
dahin auszulegen, dass davon auszugehen ist, dass ein Erzeugnis "zur menschlichen Er-
nährung nicht geeignet" ist, 
 
a) wenn es vollständig ausgeschlossen und unmöglich ist, dieses Erzeugnis in der Lebens-
mittelindustrie zu verwenden, das heißt wenn es nicht möglich ist, das in Rede stehende 
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Erzeugnis in der Lebensmittelindustrie zu verwenden oder zu verarbeiten und daraus ein 
Erzeugnis herzustellen, das sich für den menschlichen Verzehr eignet, oder 
 
b) wenn dieses Erzeugnis zum menschlichen Verzehr zwar in dem Zustand, in dem es 
sich bei seiner Einfuhr befindet, nicht geeignet ist, aber ausgehend von diesem Erzeugnis 
nach seiner Verwendung oder nach seiner Verarbeitung in der Lebensmittelindustrie ein 
Erzeugnis hergestellt werden kann, das sich zum menschlichen Verzehr eignet? 
 
3. Ist das Unionsrecht, insbesondere die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1821 der 
Kommission zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates 
über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif, 
dahin auszulegen, dass ein Erzeugnis auch dann ein wertvolles Tierfutter bildet, wenn das 
in Form von Pellets oder Granulat eingeführte Erzeugnis mechanisch zerkleinert und mit 
einem Mischfuttermittel vermengt werden muss, um sich für die Tierfütterung zu eignen? 
 
4. Ist das Unionsrecht, insbesondere die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1821 der 
Kommission zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates 
über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif, 
dahin auszulegen, dass das Unionsrecht der Praxis eines Mitgliedstaats entgegensteht, 
wonach die Tatsache, dass das Erzeugnis genetisch veränderte Bestandteile enthält, es 
ausschließt, dass es zur menschlichen Ernährung geeignet ist, so dass genetisch veränder-
tes Sojamehl nicht in der Lebensmittelindustrie verwendet werden kann? 
 
5. Ist das Unionsrecht, insbesondere die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1821 der 
Kommission zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates 
über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif, 
dahin auszulegen, dass bei der Einreihung eines Erzeugnisses in Position 2304 oder in Po-
sition 2309 der Nomenklatur 
 
a) die tatsächliche Verwendung des Erzeugnisses nach seiner Einfuhr oder 
 
b) die objektiven Merkmale des Erzeugnisses zum Zeitpunkt der Einfuhr zu untersuchen 
sind, das heißt, ob das Erzeugnis in dem Zustand, in dem es sich bei seiner Einfuhr befin-
det, zur Ernährung von Mensch und/oder Tier verwendet werden kann? 
 
6. Ist das Unionsrecht, insbesondere die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1821 der 
Kommission zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates 
über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif, 
dahin auszulegen, dass der Umstand, dass Sojamehl für die menschliche Ernährung nicht 
geeignet ist, die Einreihung dieses Erzeugnisses in die Position 2304 der Nomenklatur 
nicht ausschließt? 
 
7. Ist das Unionsrecht, insbesondere die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1821 der 
Kommission zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates 
über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif, 
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dahin auszulegen, dass Sojamehl wie das in der vorliegenden Rechtssache in Rede ste-
hende, also Sojamehl, bei dem ein Röstverfahren angewandt wird, um das zur Ölgewin-
nung verwendete und für die Gesundheit von Tier und Mensch schädliche Hexan zu ent-
fernen, in die Position 2304 oder in die Position 2309 der Nomenklatur einzureihen ist? 

 
 
 
 


